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MEHR ZUM THEMA
Weitere Infomationen zum Beschluss
des Bundestags zu geschlechterneutralen
Formulierungen unter:
www.kurzelinks.de/
bundestag-gerechte-sprache

Inklusive
Schreibweisen Nicht immer fühlen sich

Frauen mit angesprochen

nur gendergerecht, sondern auch
lesbar und verständlich sein“, sagt
sie. Bei Verwaltungstexten käme au-
ßerdem hinzu, dass diese vor allem
auch rechtssicher sein müssten.
„Natürlich kann man beide Formen
nutzen“, sagt Krome. „Aber man
sollte sich fragen, ob es nicht zu um-
ständlich formuliert ist.“

Der Deutsche Bundestag hinge-
gen hat bereits 1991 den Beschluss
gefasst, dass „ab sofort in allen Ge-
setzesentwürfen, Rechtsverordnun-
gen und Verwaltungsvorschriften
geschlechtsspezifische Benennun-
gen/Bezeichnungen zu vermeiden
und entweder geschlechtsneutrale
Formulierungen zu wählen oder sol-
che zu verwenden (sind), die beide
Geschlechter benennen.“

Studentinnen und Studenten,
StudentInnen oder Studierende?
Geschlechtergerechtigkeit ist
nicht nur im Beruf ein Thema,
sondern auch in der gesproche-
nen und geschriebenen Sprache.
Darauf müssen sich immer mehr
Behörden, Unternehmen und
Bildungseinrichtungen wie Uni-
versitäten einstellen.

Von Patricia Beyen

STUTTGART. Weil sie nicht als Kun-
de angesprochen werden möchte,
war eine Frau aus dem Saarland An-
fang des Jahres vor Gericht gezogen.
Ihre Sparkasse solle in Formularen
auch den Begriff der Kundin auffüh-
ren, forderte die Frau. Ihre Klage
wurde zuletzt vom Bundesgerichts-
hof abgewiesen. Auch in zahlrei-
chen Gesetzen gebe es keine weibli-
chen Formulierungen, argumen-
tierten die Richter in Karlsruhe. Hier
würde ebenfalls das generische
Maskulinum, das Frauen einschlie-
ße, verwendet, so die Richter.

Auch der Vorschlag der Bundes-
gleichstellungsbeauftragten Kristin
Rose-Möhring, die deutsche Natio-
nalhymne umzuschreiben, ist auf
wenig Gegenliebe in der Politik ge-
stoßen. Wie in vielen anderen Berei-
chen wird hier auf das generische
Maskulinum zurückgegriffen, die
männliche Form, mit der sich so-
wohl Männer als auch Frauen und
Menschen, die sich keinem Ge-
schlecht zuordnen wollen, ange-
sprochen fühlen sollen.

In Freiburg ist geschlechtergerechte
Sprache verbindlich

Das Thema gendergerechte Spra-
che, die sowohl Mann als auch Frau
gleich behandelt, beschäftigt derzeit
nicht nur die Gerichte und die Poli-
tik. Auch im Alltag und in der öffent-
lichen Verwaltung ist das Thema
längst angekommen.

Die Stadt Freiburg befasst sich
nach Angaben von Sprecherin Edith
Lamersdorf schon länger mit ge-
schlechtergerechter Sprache. Auf

der Internetseite der Stadt zu finden
ist unter anderem ein Leitfaden, der
helfen soll, „diskriminierende
Sprachwandlungen“ zu umgehen.
Auch bei Abbildungen in Publikatio-
nen, in Pressemitteilungen oder
beim Internetauftritt der Stadtver-
waltung verwende man „einheitlich
geschlechtergerechte und antidis-
kriminierende Sprache“, heißt es
auf der Internetseite der Stadt.

Praktisch umgesetzt wird diese
freiwillige Gleichbehandlung durch

eine Schreibweise mit einem Unter-
strich „_“ zwischen der männlichen
und der weiblichen Form, wie bei
„Bürger_innen“. Damit wolle die
Stadtverwaltung möglichst jeden
abbilden: „Diese Schreibform geht
über den alleinigen Bezug auf Zwei-
geschlechtlichkeit hinaus, bei der
vordergründig die Berücksichtigung
der Gleichberechtigung von Frauen
und Männern im Blickpunkt steht
und die daher nicht diskriminie-
rungsfrei ist“, heißt es weiter.

Seit dem 1. Januar 2018 müssen
alle Dezernate, Ämter, Dienststellen
und Eigenbetriebe der Stadt Frei-
burg eine geschlechtergerechte
Sprache verwenden.

Experten beschäftigen sich
mit inklusiver Sprache

Auch der Rat für deutsche Recht-
schreibung, das Gremium, das über
die Einheitlichkeit der Rechtschrei-
bung im deutschen Raum wacht, hat
sich in einer Sitzung Anfang Juni mit
dem Thema gendergerechte Spra-
che befasst. Geschlechtergerechte
Schreibung sollte verständlich, les-
bar, vorlesbar und grammatisch
korrekt sein. Außerdem müsse sie
die Eindeutigkeit und Rechtssicher-
heit gewährleisten, heißt es in einer
Pressemitteilung des Rats.

Sabine Krome von der Geschäfts-
stelle des Rechtschreibrats gibt zu
bedenken, dass bestimmte gender-
gerechte Formen umständlich seien
und die Verständlichkeit von Texten
störten. „Ein Text sollte eben nicht

Geschlechtergerechte Sprache

Viele Privatpersonen, aber auch Behörden und Ämter tun sich noch schwer damit, eine geschlechterneutrale Sprache zu finden und zu verwenden. FOTO: DPA

Interview

Annette Trabold leitet die Kommu-
nikationsabteilung des Instituts für
Deutsche Sprache in Mannheim. Sie
eignet sich gleich in zweifacher Hin-
sicht, um mit ihr über geschlechter-
gerechte Sprache in Behörden zu
sprechen: Sie ist promovierte
Sprachwissenschaftlerin und war 25
Jahre lang Mitglied im Gemeinderat
von Heidelberg.

Staatsanzeiger: Frau Trabold, gehen

Sternchen und Unterstriche zulasten
der Verständlichkeit?

Annette Trabold: Das betrifft die ge-
schriebene Sprache, dazu wird der
Rat für deutsche Rechtschreibung
im Oktober eine Empfehlung ge-
ben. Diese Debatte entstand auch
durch das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts 2017 zum drit-
ten, neutralen Geschlecht. Wenn
ich mich als Behörde an alle Bür-
gerinnen und Bürger wende, ist es
seit den 80er-Jahren üblich und
eine Frage der Höflichkeit, beide
Formen zu verwenden. Das hat
aber nichts mit der aktuellen
Sternchendebatte zu tun.

Sollten auch in Satzungen beide Ge-
schlechter angesprochen werden?

Das kommt darauf an, wen ich an-
spreche. Wenn ich aber in Satzun-
gen immer „der/die Vorsitzende“
schreibe, kann das zulasten der
Verständlichkeit gehen. In allen
Fragen, in denen ich konkrete Per-
sonen anspreche, ist es heute ein

Leichtes, die geschlechtergerechte
Form zu nehmen. Da muss man
kreativ sein.

Was empfehlen Sie?
Am besten beide Formen, also „die
Bürgerinnen und Bürger“. Mög-
lich ist etwa auch für Satzungen
das Binnen-I, also „BürgerInnen“
oder der Schrägstrich, etwa „Bür-
ger/innen“. Das hängt immer von
der Textsorte ab. Bei Gruppen wie
Studierenden oder Lehrenden bie-
tet sich auch das Partizip an. Wirk-
lich gute Beispiele und Tipps gibt
hier der Leitfaden der Schweizeri-
schen Bundeskanzlei, den man
herunterladen kann.

Warum ist es so wichtig, beide Ge-
schlechter zu nennen?

Es geht um Stereotype, die ich mit
der Sprache untermauern kann,
dass es beispielsweise in bestimm-
ten Berufsgruppen nur Männer
gibt. Als Stadträtin habe ich mich
immer aufgeregt, wenn jemand

„die Stadtväter“ geschrieben hat –
ich bin aber kein Vater. Es geht
letztendlich darum, dass man die
Leistungen von Frauen sichtbar
macht, dass man die weibliche
Form dann verwendet, wenn auch
Frauen in einer Gruppe sind oder
auch angesprochen werden soll-
ten. Es geht aber nicht darum, dass
man sklavisch jede kleinste Ge-
schäftsordnung durchgendert.

Kann eine gerechtere Sprache dazu
führen, dass es beispielsweise mehr
Gemeinderätinnen gibt?

Durch einen bewussteren Sprach-
gebrauch alleine wird sich die Ge-
sellschaft nicht grundlegend än-
dern. Aber die Bilder ändern sich.
Wenn ich zum Beispiel Oberbür-
germeisterinnen erwähne, ist es
stärker im Bewusstsein der Men-
schen, dass auch Frauen dieses
Amt ausüben.

Das Gespräch führte
Philipp Rudolf

Annette Trabold,
Sprachwissenschaftlerin und ehe-
malige Stadträtin in Heidelberg

„Als Gemeinderätin habe ich mich immer aufgeregt,
wenn jemand ‚die Stadtväter‘ geschrieben hat“
Sprachwissenschaftlerin erklärt, auf was Behörden bei geschlechtergerechter Sprache achten sollten

Gerechte Sprache in
Frankreich verpönt
Premier weist Verwaltungen an, nicht mehr zu gendern

PARIS. Der französische Premier-
minister Édouard Philippe hat seine
Mitarbeiter in den Ministerien ange-
wiesen, die inklusive Schreibform in
öffentlichen Texten nicht zu benut-
zen. Das berichten mehrere franzö-
sische und deutsche Medien.

Der Regierungschef verfolgt die
Ansicht, dass gerade Texte, bei de-
nen es um juristische Inhalte ginge,
klar sein müssten und den Regeln
der Grammatik folgen sollten.

In Frankreich nutzt man mittler-
weile auch „inkludierende“ Schreib-

weisen. Das weibliche Geschlecht
wird in der französischen Sprache
durch die Endung „-e“ oder „-rice“
angezeigt. Genderneutralität wird
hier häufig markiert, indem der
Wortstamm durch Punkte getrennt
wird, beispielsweise bei „ami·e·s“.

Den Ausschlag für die Reaktion
Philippes habe wohl ein Schulbuch
gegeben, mutmaßen die Medien.
Dieses war im September erschie-
nen und beinhaltet einen ge-
schlechterneutralen, inklusiven Stil
mit der Punkttrennung. (pel)

In Frankreich wehrt sich Premierminister Édouard Philippe dagegen, dass in den
Ministerien geschlechterneutrale Sprache verwendet wird. FOTO: DPA

Universitätsstadt
geht mit gutem
Beispiel voran
HEIDELBERG. Die Geschäftsord-
nung der Stadt Heidelberg ist bereits
seit 1992 geschlechterneutral for-
muliert. Die Initiative für den Antrag
geht auf die erste und bisher einzige
Oberbürgermeisterin der Universi-
tätsstadt, Beate Weber (SPD), zu-
rück. Sie war 1990 ins Amt gekom-
men. Die Geschäftsordnung ist noch
heute gültig. Darin werden beide
Formen, sowohl die weibliche als
auch die männliche, verwendet. Der
Rat und die Verwaltung hätten den
damaligen Vorschlag begrüßt, sagt
Dörthe Domzig, die Leiterin des
Amts für Chancengleichheit.

Ebenfalls im Jahr 1992 hat Weber
„mit starker Unterstützung des
Rats“ das Amt für Frauenfrage ein-
gerichtet, das spätere Amt für Chan-
cengleichheit. „Im Rat gab es damals
ebenfalls einen hohen Frauenanteil
und ich kann mich an ernsthafte
Diskussionen zu dem Thema in Rat
und Verwaltung gar nicht erinnern.
Es gehörte einfach zu einem neuen
Selbstverständnis dazu“, erinnert
sich Domzig. (pel)

Viele lehnen
geschlechtsneutrale
Sprache ab
BERLIN. Laut einer Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts You-
Gov im Auftrag der Deutschen Pres-
se-Agentur befürwortet nur eine
Minderheit der Deutschen eine gen-
dergerechte Sprache. Wenige be-
nutzten außerdem im eigenen
Schriftverkehr geschlechtsneutrale
Wörter wie etwa Studierende statt
Studenten, so der Bericht.

Eine geschlechtsneutrale Sprache
befürworten eher Frauen (15 Pro-
zent) als Männer (zwölf Prozent).
Bei den stark Ablehnenden liegen
Männer (23 Prozent) weit vor Frau-
en (14 Prozent). Unterschiede gibt es
auch nach Altersklassen: So sind die
Extremhaltungen am ehesten in den
mittleren Altersklassen zu finden:
Besonders stark abgelehnt haben
die Befragten zwischen 35 und 44
Jahren (21 Prozent) und zwischen 45
und 54 (20 Prozent). Bei den Men-
schen über 55 waren es 19 Prozent,
bei den Jüngeren dagegen nur zwölf
Prozent (18 bis 24 Jahre) und 18 Pro-
zent (25 bis 34 Jahre). (lsw/sta)

Schreibweisen für geschlechtergerechte Anreden

Die Pädagogin Johanna Usinger betreibt
im Netz ein Genderwörterbuch, in dem
sie Synonyme für männliche Wörter lis-
tet. Altenpfleger sind beispielsweise
Pflegefachkräfte und ein Fußgängerweg
ein Gehweg.

Außerdem klärt sie auf über die ver-
schiedenen Möglichkeiten zur gender-
gerechten Sprache auf, darunter Paar-
formen (Studentinnen und Studenten),

Einklammerung (Student(innen)),
Schrägstrich (Student/innen), Binnen-I
(StudentInnen), Sternchen (Student*in-
nen), Fußnote, abwechselnde Nennung
(Studenten und Professorinnen), neu-
trale Schreibweise (Studierende).

Das Genderwörterbuch und weitere
Informationen zur gendergerechten
Sprache und Veröffentlichungen unter
www.geschicktgendern.de


